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Freihandelsabkommen EU-Vietnam steht 

Erster Vertrag mit Investitionsgericht 
Die EU und Vietnam haben am Mittwoch ihre Freihandelsverhandlungen formell abgeschlossen. In der 
Schlussphase hat Vietnam dem neuen Brüsseler Modell für den Investorenschutz zugestimmt.  
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«Done deal with Vietnam», frohlockte die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström am Mittwoch in ihrem 
Blog. Die beiden Partner haben gleichentags anlässlich eines Besuchs einer hochrangigen Delegation unter 
Leitung des vietnamesischen Ministerpräsidenten Nguyen Tan Dung in Brüssel die Verhandlungen über das 
Freihandelsabkommen formell abgeschlossen. Schon Anfang August hatten sie eine politische 
Grundsatzeinigung gemeldet, mit dem Zusatz, es seien noch «einige offene technische Fragen» zu klären.	 

Gutes Omen für TTIP? 
Im Rahmen dieser Klärung ist nun aber ein Punkt dazugekommen, der über das Technische hinausgeht und für 
die EU erhebliche politische Bedeutung hat: Laut Malmström hat Vietnam dem neuen EU-Ansatz für die 
Beilegung von Konflikten zwischen Staaten und ausländischen Unternehmen zugestimmt. Hierfür soll ein 
permanentes, zweistufiges Gerichtssystem anstelle der bisher in vielen solchen Verträgen vorgesehenen privaten 
Ad-hoc-Schiedsgerichte eingerichtet werden. 

Die EU-Kommission hat ihre einschlägigen Vorstellungen im September präsentiert und bekundet, den 
neuartigen Investorenschutz in alle laufenden und künftigen Verhandlungen mit Drittstaaten einbringen zu 
wollen. Der Hauptadressat sind die USA, weil die Schiedsgerichte zu den Hauptkritikpunkten der europäischen 
Gegner des geplanten Freihandelsabkommens der EU mit den USA (TTIP) zählen. Die Kommission hat den 
Vorschlag im November auch den USA offiziell vorgelegt. Noch ist aber unklar, wie diese reagieren werden – 
und wieweit der neue Ansatz die TTIP-Gegner zu besänftigen vermag. Dass nun ein erster anderer Staat darauf 
eintritt, könnte der Idee etwas Auftrieb verschaffen. 

Malmström betonte, das Abkommen mit Vietnam sei eine gute Nachricht für beide Seiten. Vietnam habe eine 
pulsierende Wirtschaft mit über 90 Mio. Konsumenten, einer wachsenden Mittelklasse sowie jungen und 
dynamischen Arbeitskräften. Sein Markt biete viele Möglichkeiten für Agrar-, Industrie- und 
Dienstleistungsexporte aus der EU. 

Wie bereits im August mitgeteilt wurde, sieht das Abkommen beidseits die Abschaffung von über 99% der Zölle 
vor. 65% der Einfuhrzölle auf Güter aus der EU werde Vietnam bei Inkraftsetzung des Abkommens und den 
Rest im Verlaufe von zehn Jahren aufheben, erklärte Brüssel damals. Die EU werde ihre Zölle über eine Sieben-
Jahres-Periode eliminieren. Zu den weiteren Elementen des Vertrags gehört unter anderem eine teilweise 
Öffnung des vietnamesischen öffentlichen Beschaffungswesens sowie einer breiten Palette von 
Dienstleistungssektoren, darunter Banken und Versicherungen, für Anbieter aus der EU. Hinzu kommt der 
Schutz von sogenannten geografischen Angaben. So dürfen beispielsweise künftig in Vietnam nur noch 
Produkte aus den traditionellen Hersteller-Regionen in der EU als Champagner, Roja-Wein oder Scotch-Whisky 
verkauft werden. Umgekehrt anerkennt die EU den Schutz vietnamesischer Bezeichnungen wie zum Beispiel 
MocChau-Tee. Malmström hob hervor, dass das Freihandelsabkommen auch ein «robustes und umfassendes» 
Kapitel über Handel und nachhaltige Entwicklung enthalte, das unter anderem eine Verpflichtung auf die 
Kernkonventionen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) festschreibe. 

Baustein für Asean-Abkommen 



2014 erreichte der Warenhandel zwischen der EU und Vietnam ein Volumen von 28,2 Mrd. € (beide 
Richtungen). Für die EU ist es das zweite Freihandelsabkommen mit einem Asean-Staat nach jenem mit 
Singapur. Die zwei Verträge seien Bausteine im Streben nach einem regionalen Abkommen zwischen der EU 
und der Association of Southeast Asian Nations (Asean), betonte Malmström. Der mit Vietnam vereinbarte Text 
werde in wenigen Wochen publiziert. Folgen würden die juristische Prüfung und die Übersetzungen, danach 
werde man ihn dem Ministerrat (Mitgliedstaaten) und dem EU-Parlament zur Ratifikation vorgelegen, fügte sie 
an. 

Auch die Efta (Schweiz, Norwegen, Island, Liechtenstein) führt derzeit Freihandelsverhandlungen mit Vietnam, 
die aber noch nicht abgeschlossen sind. 

	


